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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kirchen und religionspolitische Fragen

Die Diskussion, ob die Kirchen sich politisch engagieren sollten, wurde durch den
Beschluss des Weltkirchenrates (ÖRK) angeregt, an Organisationen, die den
Rassismus bekämpfen, Beiträge auszurichten. Dass auch die interkonfessionelle
Konferenz «Schweiz – Dritte Welt», die während zweier Tagungen ein Konzept
schweizerischer Entwicklungspolitik zu erarbeiten versuchte, beschloss, den
Weltkirchenrat in seinem Kampf gegen den Rassismus zu unterstützen, stiess in weiten
Kreisen auf Ablehnung. Im Herbst veröffentlichte die schweizerische Bischofskonferenz
(SBK) Richtlinien zum Mischehendekret des Papstes, die wegen ihres offenen und
ökumenischen Inhalts von der protestantischen Kirche günstig aufgenommen wurden;
diese erklärte sich zu weiteren Gesprächen bereit. Die eidgenössischen Räte
ermächtigten den Bundesrat, die mit dem Heiligen Stuhl abgeschlossene Vereinbarung
über die Abtrennung der Apostolischen Administratur des Tessins vom Bistum Basel
und ihre Umwandlung in ein Bistum zu ratifizieren. Ein Schritt zur Annäherung der
Rechtsstellung der fast einen Drittel der Bevölkerung umfassenden katholischen Kirche
an die protestantische vollzog der Kanton Waadt. Das neue Katholiken-Statut wurde
trotz starker Opposition insbesondere der Sozialdemokraten, die sich gegen die
Staatskirche aussprachen, in der Volksabstimmung angenommen. Ferner blieb die
Revision der konfessionellen Ausnahmeartikel während des ganzen Jahres im Stadium
der Diskussion. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 03.12.1970
RUTH GULLO

Während die Anrufung Gottes in der Präambel der revidierten Bundesverfassung im
Ständerat oppositionslos genehmigt wurde, führte dies im Nationalrat zu einem ersten
Schlagabtausch zwischen den politischen Lagern. Im Namen einer
Kommissionsminderheit stellte Gross (sp, ZH) den Antrag, die Gottesanrufung sei zu
streichen. Er machte geltend, diese sei zu einer Floskel geworden und vermöge einer
modernen Verfassung nicht mehr zu genügen. Gross schlug vor, im ersten Satz lediglich
die von der Verfassungskommission zusätzlich vorgeschlagene (und vom Rat auch
eingefügte) «Verantwortung gegenüber der Schöpfung» zu erwähnen. Seine
Argumentation stiess auf massiven Widerspruch. Fritschi (ZH) warnte namens der FDP-
Fraktion davor, ausgerechnet das traditionellste aller traditionellen Elemente aus der
Verfassung zu kippen. Er meinte, das wäre ein kontraproduktives Vorgehen, welches in
der Volksabstimmung zur sicheren Ablehnung der ganzen Verfassungsreform führen
würde. Föhn (SZ) verwies für die SVP darauf, dass die Schweiz ein Teil des christlichen
Abendlandes sei und eine Anrufung Gottes deshalb nie eine Floskel sein könne. Als
Vertreter der CVP warnte Durrer (OW) davor, mit der christlichen Tradition zu brechen
und eine neue Wertordnung zu schaffen. Unterstützung fanden die Gegner des Antrags
bei Bundesrat Koller. Mit der Anrufung Gottes werde eine alte Tradition fortgesetzt, die
in der Vernehmlassung auf ein überaus positives Echo gestossen sei. Die Verankerung
von «Gott dem Allmächtigen» sollte laut Koller klarmachen, dass eine höhere Macht
über Mensch und Staat steht. Nachdem mehrere Eventualanträge, die zumindest eine
Lockerung der Formulierung verlangten, keine Mehrheit gefunden hatten, wurde der
Antrag Gross mit 105 zu 53 Stimmen klar abgelehnt. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.1998
MARIANNE BENTELI

Im Sommer 2019 verlagerte eine am Institut für Religionsrecht der Universität Freiburg
verfasste Studie den religionspolitischen Fokus vom nationalen auf die kantonalen
Parlamente. Max Ammann und Prof. René Pahud de Mortanges untersuchten für den
Zeitraum von 2010 bis 2018 eingereichte Vorstösse zu religionspolitischen Themen in 15
repräsentativ ausgewählten Kantonen. 
Insgesamt konnten die Autoren 140 parlamentarische Vorstösse ausfindig machen
(Höchstwert: 20 im Kt. Bern; Tiefstwert: 0 im Kt. Graubünden), die insgesamt 16
verschiedenen Parteien zugeordnet werden konnten. Über zwei Drittel der
eingereichten Vorstösse kamen von den vier Bundesratsparteien SVP, SP, FDP und CVP,
wobei die SVP mit 48 Vorstössen – also rund einem Drittel aller Vorstösse – mit Abstand
die aktivste Partei war und selbst die beiden zweitklassierten Parteien SP und CVP (je 20
Vorstösse) zusammengenommen noch übertraf. Hinsichtlich der
Religionsgemeinschaften fokussierten die Vorstösse in erster Linie den Islam (ca. 60%)

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.07.2019
MELIKE GÖKCE
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und das Christentum (ca. 30%), während das Judentum den Autoren zufolge in der
kantonalen Politik praktisch inexistent sei. Mit 33 von insgesamt 81 islamspezifischen
Vorstössen (CVP 9; FDP und SP je 6) und zehn von insgesamt 42 Einreichungen zum
Christentum (SP 7; FDP 5; CVP 3) dominierte die SVP die Religionsdebatte nachweislich,
wobei sie in der Islamdebatte einen deutlich grössen Unterschied zu den anderen
Parteien aufwies, was gemäss den Studienverantwortlichen durchaus ihrem
Parteiprogramm entspreche.
Innerhalb der Vorstösse, die das Christentum betrafen, benannten die Forscher die
Kirchenfinanzierung und die Kirchensteuern, die religiöse Neutralität, kirchliche
Feiertage und den Religionsunterricht als Kernthemen. Lediglich in einzelnen Kantonen
zur Diskussion standen hingegen Themen wie Kirchenglocken, Freikirchen oder die
Aberkennung des öffentlich-rechtlichen Status der römisch-katholischen Kirche.
Letzteres Anliegen sei gemäss den Autoren der einzige Vorstoss gewesen, der offen die
Privilegien einer christlichen Kirche angreife. Zusammenfassend zeige die Analyse auf,
dass den christlichen Kirchen zunehmend ein «säkularer Wind» seitens der Politik
entgegenwehe und ihre rechtliche und gesellschaftliche Stellung mit den eingereichten
Vorstössen meistens unter Druck gesetzt werde.
Dennoch stelle der Islam in der politischen Arena noch immer die umstrittenste
Religionsgemeinschaft dar, obwohl die Musliminnen und Muslime lediglich fünf Prozent
der Schweizer Wohnbevölkerung ausmachten und zudem eine sehr disperse
Gemeinschaft seien. Die mit dem Islam verknüpften Schlüsselthemen fokussierten
Vermummungsverbote und Kleidervorschriften, die öffentliche Anerkennung,
islamische Institutionen im Allgemeinen, die Wertedebatte – insbesondere hinsichtlich
der Scharia – sowie die Radikalisierungs- und Terrorgefahr. Ammann und Pahud de
Mortanges kamen zum Schluss, dass ein Grossteil der eingereichten Vorstösse sehr
islamkritisch gewesen sei und dass die Legislativmitglieder offensichtlich grosse
Vorbehalte gegenüber der – in der Schweiz – vergleichsweise neuen Religion und ihrer
Anhängerschaft hätten. Die Debatte finde hierbei auf den zwei Ebenen der
institutionellen und der gesellschaftlich-kulturellen Einbindung statt.
Hinsichtlich der möglichen Auswirkungen religionspolitischer Vorstösse auf das
Religionsverfassungsrecht werden gemäss der Autorenschaft zwei politische Agenden
ersichtlich: Zum einen übe ein offensiver politischer Ansatz Druck auf die anerkannten
Kirchen aus und tendiere somit zu einem Abbau ihrer institutionellen Privilegien, was
sich früher oder später auf ihren rechtlichen Status auswirken könne. Zum anderen
bestehe gerade gegenüber neueren, nicht-christlichen Religionsgemeinschaften und
besonders dem Islam ein tendenziell defensiverer und auf Erhalt bedachter politischer
Ansatz, obwohl die Politik aufgrund verfassungsrechtlicher Vorgaben möglichst zu einer
Gleichbehandlung aller Religionsgemeinschaften angehalten wäre. Allerdings sei der
Wille hierzu und die damit einhergehende Einräumung ähnlicher Privilegien und
Rechte, wie sie den christlichen Volkskirchen zugesprochen werden, gegenwärtig nur
wenig ersichtlich. 3
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